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Akteure und deren Kommunikation

Die Union der Opferverbände kommu-
nistischer Gewaltherrschaft (UOKG) ist 
der Dachverband für fast vierzig Ver-
eine und Initiativen der kommunistisch 
Verfolgten im Westen und im Osten 
Deutschlands.
Die UOKG wurde 1992 gegründet und 
ist Mitglied der Internationalen Assozia-

tion ehemaliger politischer Gefangener 
und Opfer des Kommunismus.
Zu den Mitgliedern der UOKG gehören 
die Lagergemeinschaften der Spezialla-
ger, der Bund der Vertriebenen, Zusam-
menschlüsse politischer Gefangener 
im sowjetischen Gulag, politischer Häft-
linge der SED-Diktatur, Zwangsaus-
gesiedelter und Enteigneter, verfolgter 
Schüler, ehemaliger Heimkinder sowie 
Menschenrechtsorganisationen.
Die UOKG vertritt die Interessen der 
Opfer und ihrer Verbände gegenüber 
den politischen Entscheidungsträgern. 
Mit ihren Beratungsstellen setzt sie sich 
für die Anerkennung aller Opfer und de-
ren Entschädigung im Rechtsstaat ein.
Mahnmale, Gedenkveranstaltungen, 
wissenschaftliche Aufarbeitung und 
Ausstellungen halten die Erinnerung an 
die Leiden der Opfer der SED-Diktatur 
wach.

Das Stasimuseum Berlin

Das Haus 1 entstand in den Jahren 
1960/61 inmitten des Geländes des Mini-
steriums für Staatssicherheit (MfS) in Ber-
lin-Lichtenberg. Nach der Fertigstellung 
bezog Erich Mielke, seit 1957 Minister, 
seinen neuen Dienstsitz und befehligte 
fortan von hier aus dieses wichtige Werk-
zeug der SED-Diktatur.
Am 7. November 1989 traten Erich Miel-
ke und die übrige DDR-Regierung zurück, 
am Folgetag auch das gesamte Politbüro 
des Zentralkomitees der SED. Das MfS 
ging somit seinem Ende entgegen. Von 
Dezember 1989 an besetzten engagierte 
Männer und Frauen die Dienststellen in 
der gesamten DDR.
Die Stasi-Zentrale nahmen Demons-
tranten schließlich am 15. Januar 1990 in 
Besitz. Noch am selben Abend gründete 
sich das Berliner Bürgerkomitee. Schon 
eine Woche später verständigte sich der 
Zentrale Runde Tisch, ein Übergangs-
gremium aus Bürgerrechtlern und Vertre-

tern der SED-Diktatur, darauf, in Haus 1 
eine „Gedenk- und Forschungsstelle zum 
DDR-Stalinismus“ einzurichten.
Damit dies keine bloße Absichtserklärung 
blieb, ergriff en Mitglieder des Berliner 
Bürgerkomitees und andere Bürgerrecht-
ler die Initiative. Sie sicherten den unver-
sehrten Zustand des Hauses sowie des 
Inventars. Im August gründeten sie die 
Antistalinistische Aktion (ASTAK) e.V. Der 
Verein eröff nete am 7. November 1990 die 
Forschungs- und Gedenkstätte Norman-
nenstraße mit der Ausstellung „Wider den 
Schlaf der Vernunft“.
Seither wird das Museum im Haus 1 – in-
zwischen bekannt als Stasimuseum – von 
der ASTAK betrieben.
Haus 1, das seit 1991 auf der Liste der 
Baudenkmale steht, wurde gemäß der 
Gedenkstättenkonzeption der Bundesre-
gierung unter der Verantwortung des Be-
auftragten der Bundesregierung für Kultur 
und Medien in den Jahren 2010 und 2011 
saniert und denkmalgerecht instand ge-
setzt.




